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Ermittlung und Beurteilung der Gefahren 

§ 5. (1) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber müssen die Gefahren, denen die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer durch künstliche optische Strahlung ausgesetzt sind, ermitteln und beurteilen und dabei 
insbesondere Folgendes berücksichtigen: 

 1. Art, Ausmaß, Dauer und Frequenz- oder Wellenlängenspektrum der Exposition gegenüber 
künstlicher optischer Strahlung, wobei auch die Exposition gegenüber mehreren Quellen zu 
berücksichtigen ist, 

 2. Ergebnisse von Bewertungen und Messungen sowie zusätzlich einschlägige Informationen für 
künstliche optische Strahlung auf Grundlage der Gesundheitsüberwachung, 

 3. veröffentlichte Informationen, wie wissenschaftliche Erkenntnisse oder Vergleichsdaten sowie 
die Angaben der Herstellerinnen bzw. Hersteller oder der Inverkehrbringerinnen bzw. 
Inverkehrbringer oder zusätzlich die Bedienungsanleitung (insbesondere Angaben zur korrekten 
Verwendung, zur Wartung und Kennzeichnung der Arbeitsmittel). 

(2) Falls unter vorhersehbaren Bedingungen gleiche Ergebnisse erzielt werden, wie bei einem 
Vergleich mit den Expositionsgrenzwerten, kann auf Basis der Bewertungen nach § 4 Abs. 2 die 
Ermittlung und Beurteilung biologischer Strahlengefahren durch künstliche optische Strahlung nach den 
Risikogruppen für Lampen und Lampensysteme, Anhang A der VOPST, insbesondere Tabelle A.4 und 
nach den Klassen für Laser, Anhang B der VOPST, insbesondere Tabelle B.5, nach dem Stand der 
Technik durchgeführt werden. 

(3) Weiters sind bei der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren, denen die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer durch künstliche optische Strahlung ausgesetzt sind, zu berücksichtigen: 

 1. Alle Auswirkungen auf die Gesundheit und Sicherheit der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
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 a) die sich aus dem Zusammenwirken von künstlicher optischer Strahlung und 
fotosensibilisierenden chemischen Stoffen ergeben, 

 b) bei Schweißarbeiten, 

 c) bei Bearbeitungsvorgängen, z. B. mit Lasern, die Entstehung von gesundheitsgefährdenden 
Arbeitsstoffen oder explosionsfähigen Atmosphären, 

 2. alle Auswirkungen auf die Gesundheit und Sicherheit besonders gefährdeter Arbeitnehmerinnen 
bzw. Arbeitnehmer, 

 3. alle indirekten Auswirkungen auf Gesundheit und Sicherheit der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer durch Blendung, Brand- und Explosionsgefahr, 

 4. Gefahren, die bei Wartung, Instandhaltung, Störungsbehebung oder Justierarbeiten auftreten 
können, 

 5. Klassifizierungen gemäß dem Stand der Technik, wie z. B. für Lampen und Lampensysteme 
künstlicher inkohärenter optischer Strahlung oder Laser oder vergleichbare Klassifizierungen 
nach Gefahren. 

(4) Bei der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren durch künstliche optische Strahlung ist, 
ausgehend vom Ist-Zustand, Bedacht zu nehmen auf 

 1. die Gestaltung und Auslegung der Arbeitsstätten, Räume, Arbeitsplätze und Arbeitsverfahren, 
wie bauliche Trennung von stark belasteten Bereichen und Abschirmungen, 

 2. die Verfügbarkeit alternativer Arbeitsmittel oder (Ersatz-)Ausrüstungen und die Möglichkeit 
technischer Maßnahmen, durch die das Ausmaß der Exposition verringert wird, 

 3. die Möglichkeit, künstliche optische Strahlenquellen so aufzustellen und Arbeitsvorgänge so 
durchzuführen, dass das Ausmaß der Exposition insbesondere für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, die nicht an diesen Strahlenquellen oder bei diesen Arbeitsvorgängen tätig sind, 
verringert wird, 

 4. die Möglichkeit zur Verringerung der Einwirkung von optischer Strahlung durch 
Verriegelungseinrichtungen, Abschirmungen oder vergleichbare Schutzvorrichtungen, 

 5. die Durchführung von unverzüglichen Maßnahmen zur Unterschreitung von 
Expositionsgrenzwerten. 

(5) Die Ermittlung und Beurteilung der Gefahren ist regelmäßig zu aktualisieren. Eine Überprüfung 
und erforderlichenfalls eine Anpassung gemäß § 187 Abs. 6 und 7 LAG hat insbesondere auch zu 
erfolgen, wenn die Ermittlung und Beurteilung der Gefahren auf Grund bedeutsamer Veränderungen 
veraltet sein könnte, oder wenn es sich auf Grund der Ergebnisse einer Bewertung oder Messung oder auf 
Grund der Ergebnisse der Gesundheitsüberwachung als erforderlich erweist. 
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